
107Blätter der Wohlfahrtspflege 3/2008

Thema

Herausforderung Europa
Professionell und vernetzt –
die wohlfahrtsverbandliche Soziallobby

■ Günter Rieger

Die deutschen Wohlfahrtsverbände be-
treiben in der Europäischen Union einen
durchaus erfolgreichen Lobbyismus. In
zahlreichen Netzwerken sind sie einge-
bunden und binden andere ein. Allerdings
entsteht durch die fortschreitende Profes-
sionalisierung des Verbandslobbyings ein
Demokratiedefizit: Die direkte Beteili-
gung von Betroffenen und ihrer Selbsthil-
feorganisationen bleibt defizitär.

Sozialpolitik ist in Europa weiterhin eine
weitgehend nationale Angelegenheit. Ein
europäischer Sozialstaat existiert nicht
und ist politisch auch nicht gewollt. Die
Mitgliedsstaaten folgen unterschiedlichen
sozialpolitischen Traditionen. Liberale,
konservative und sozialdemokratische
Wohlfahrtsstaatstypen (vgl. Esping-An-
dersen 1998) differieren hinsichtlich Ge-
wichtung, Umfang und Finanzierung der
sozialen Sicherung (BMAS (Hg.) 2006;
Kaufmann 2003; Schmid 2002). Organi-
sation und Erbringung sozialer Dienst-
leistungen unterscheiden sich erheblich
(Puhl 1997).

Der Prozess der europäischen Einigung
wurde zunächst vorrangig durch ökono-
mische Zielvorgaben bestimmt. Im Kern
ging es um die Schaffung eines gemeinsa-
men Marktes mit freiem Waren-, Kapital-,
Personen- und Dienstleistungsverkehr.
Soziale Belange wurden dabei nur inso-
fern berücksichtigt, als sie ökonomisch
notwendig und nützlich erschienen. Dies
galt für die frühen Bemühungen um die
Gleichstellung von Mann und Frau eben-
so wie für den mit der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer verbundenen sozialrecht-
lichen Regelungsbedarf.

Spätestens seit Ende der 1980er Jahre
ist dann allerdings eine stärker sozialpo-
litische Ausrichtung des Integrationspro-
zesses zu beobachten: 1989 wird die
Charta der Grundrechte der Arbeitneh-
mer (Sozialcharta) verabschiedet; 1993
begründet der Vertrag von Maastricht
zur Europäischen Union (EU) mit dem
Protokoll zur Sozialpolitik eine gemeinsa-

me Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspo-
litik; schließlich erweitert 1999 der Ver-
trag von Amsterdam den rechtlichen
Spielraum für eine eigenständige europä-
ische Sozialpolitik. Er bildet die Grundla-
ge für die mit der Lissabonner Strategie
(März 2000) angestrebte Abstimmung
der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und So-
zialpolitik der EU und die sozialpoliti-
schen Agenden I (2000 - 2005) und II
(2005 - 2010).

Europa als neue Arena der
Sozialarbeitspolitik

Die sozialpolitischen Maßnahmen der
Europäischen Union zielen vor dem
Hintergrund eines verschärften globalen
Wettbewerbs sowie tiefgreifender Prozes-
se demografischen und sozialen Wandels
in den Mitgliedsstaaten auf eine Moder-
nisierung des europäischen Sozialmodells.
Es geht um die Harmonisierung und
Weiterentwicklung sozialer Sicherung un-
ter Berücksichtigung der gewachsenen
Strukturen in den Mitgliedsstaaten (Sub-
sidiaritätsprinzip). Es gilt Sozialdumping
zu verhindern und soziale Mindeststan-
dards zu garantieren. Als Aufgaben-
schwerpunkte werden (1) eine nachhalti-
ge Beschäftigungspolitik, (2) Chancen-
gleichheit, (3) die Bekämpfung der Armut
und Förderung der sozialen Eingliede-
rung sowie (4) Nichtdiskriminierung ge-
nannt.

Zur Umsetzung einer europäischen So-
zialpolitik steht ein differenziertes Instru-
mentarium zur Verfügung: (1) Rechtsvor-
schriften (Verordnungen, Richtlinien,
Entscheidungen und Empfehlungen/Stel-
lungnahmen), (2) finanzielle Förderung
von Projekten für spezifische Problem-
gruppen und strukturschwache Regionen
(insbesondere Europäischer Sozialfonds
[ESF] und spezifische Aktionsprogramme
[DAPHNE, Jugend in Aktion usw.]), (3)
Konsultationsinstrumente (Mitteilungen,
Grünbücher, Weißbücher), (4) sozialer
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Dialog (Einbeziehung der Sozialpartner
insbesondere der Arbeitgeberverbände
und Gewerkschaften in sozialpolitische
Entscheidungen), (5) Mainstreaming (die
systematische Hinterfragung aller Maß-
nahmen aus einer spezifischen Perspekti-
ve (z. B. Gender-Perspektive)) und (6) die
»Methode der offenen Koordinierung«
(MOK) (vgl. Rieger 2008).

Die direkte wie indirekte Beeinflussung
der nationalen Sozialpolitiken, die zuneh-
mende Regelungsdichte und der wachsen-
de Förderumfang europäischer Sozialpoli-
tik fordern die Organisationen Sozialer Ar-
beit heraus. Einerseits werden
Handlungsrahmen, Qualität und Profes-
sionalisierung Sozialer Arbeit durch Rege-
lungen der Europäischen Union gravierend
beeinflusst (z. B. Dienstleistungsfreiheit,
Qualifikationsniveaus usw.). Andererseits
eröffnen die EU-Fördertöpfe neue Spielräu-
me der Projektfinanzierung zur Ent-
wicklung Sozialer Arbeit. Wer die Hand-
lungsbedingungen Sozialer Arbeit gestalten
will, muss die europäische Ebene der Sozi-
al(arbeits)politik in Blick nehmen. Es gilt,
die Interessenvertretung Sozialer Arbeit in
eigenem und anwaltlichen Interesse zu in-
tensivieren sowie zeitnah, präzise Informa-
tionen über Fördermittel, Förderrichtlinien
und Antragswege zur Verfügung zu stellen.

Einflusschancen für gut
organisierte, ressourcenstarke
Interessengruppen

Das Soziallobbying muss sich auf die
spezifischen Gegebenheiten der europäi-
schen Politikarena einstellen. Hier gelten
andere Regeln als auf nationaler Ebene.
Gewachsene korporatistische Strukturen
fehlen, die Entscheidungsprozesse sind
äußerst komplex und nach wie vor dem
Wandel unterworfen. Europäisches Re-
gieren wird zwischen Rat, Kommission
und Europarlament gestaltet, erfordert
die Einbindung der jeweiligen nationalen
Regierungen und Ministerialbürokratien
in das EU-Mehrebenensystem und ver-
langt die Beteiligung der bislang national
integrierten Zivilgesellschaft. Hierarchi-
sche Steuerung ist hier noch viel weniger
möglich als auf nationaler Ebene. »Go-
vernance in der Europäischen Union« ist
ein Regieren in Netzwerken (Jachten-
fuchs/Kohler-Koch 2004).

Gerade die Komplexität des Verfah-
rens, das Fehlen oder die Vervielfältigung

dominanter politikfeldspezifischer Tradi-
tionen und parteipolitischer Versäulung
sowie die daraus resultierende notwendi-
ge Offenheit für mannigfaltige nationale
Besonderheiten und Interessen verursa-
chen einen hohen Beratungsbedarf und
eröffnen vielfältige Einflusschancen für
gut organisierte Interessenvertretung.
Hier spielt die »Champions League des
Lobbyismus«. Die Europäische Union ist
ein ebenso notwendiges wie »unwider-

stehliches Betätigungsfeld für Lobbyi-
sten« (von Schendelen 2006: S. 135).
Notwendig, weil der Einfluss europäi-
scher Rechtssetzung auf die nationale Ge-
setzgebung immer größer wird und die
Attraktivität unterschiedlicher Förder-
programme zunimmt. Unwiderstehlich,
weil das politische System der Europäi-
schen Union »vergleichsweise offen und
transparent« (ebd. S. 137) ist.

Offenheit und Transparenz folgen aus
der Heterogenität und (für Insider) Über-
schaubarkeit des Systems. In den Institu-
tionen der Europäischen Union handeln
Menschen mit ganz unterschiedlichen
»Werten, Normen, Interessen, Loyalitä-

ten etc., die alle mit ihrer unterschied-
lichen Herkunft in Zusammenhang ste-
hen. Sie müssen sich miteinander arran-
gieren, versuchen aber zugleich im Wett-
bewerb untereinander, Unterstützung
sowohl von innerhalb als auch von
außerhalb ihrer Organisationen zu erhal-
ten. Sie öffnen ihre Türen für Informatio-
nen und Unterstützung durch jegliche Art
von öffentlichen oder privaten Interessen-
gruppen, von nationalen Ministerien bis

hin zu kommunalen Mitarbeitern und
von Unternehmen bis zu NGOs.« (Ebd.
S. 135)

Dafür müssen sie im Gegenzug ihre
Vorhaben publik machen und entspre-
chende Informationen verbreiten. Mar-
kantes Beispiel sind hier die regelmäßigen
»Aufrufe zur Interessenbekundung«
(»calls for interests«) durch die Kommis-
sion. Aber auch durch »die frühzeitige
Publikation von Tagesordnungen, Proto-
kollen, Entwürfen und weiterer Informa-
tionen über Vorhaben, die sich in der Pla-
nungsphase befinden, ist die Arbeit von
Kommission, Parlament und sogar des
Ministerrats transparenter als die seiner

»Entgegen mancher Vorurteile
ist das politische System der
Europäischen Union vergleichsweise
offen und transparent«

Europa im Internet
Europäische Kommission: http://www.europa.eu.int

Europäisches Parlament: http://www.europarl.eu.int

Rat der Europäischen Union: http://www.ue.eu.int/de/summ.htm

Wirtschafts- und Sozialausschuss: http://www.eesc.europa.eu.int

Ausschuss der Regionen: http://www.cor.europa.eu/de/index.htm

Europäischer Bürgerbeauftragter:
http://www.euro-ombudsman.eu.int/home/de/default.htm

Europäisches Armutsnetzwerk: http://www.eapn.org

Europäische Runde Tisch der Wohlfahrtsverbände: http://www.etwelfare.com

Europäische soziale Nicht-Regierungsorganisationen: 
http://www.socialplatform.org

Eurodiaconia: http://www.eurodiaconia.org

Observatorium für die Entwicklung Sozialer Dienste in Europa (ISS/DV):
http://www.soziale-dienste-in-europa.de

Zusammenstellung Günter Rieger
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funktionalen Äquivalente in den meisten
Mitgliedsstaaten« (ebd.136).

Schließlich sind die Arbeitseinheiten
der Kommission, obwohl vielfach als bü-
rokratische Moloche kritisiert, vergleichs-
weise klein und überschaubar. »Im Jahre
2005 beschäftigte die Kommission rund
14.000 Beamte für die inhaltliche politi-
sche Arbeit ... Der Beamtenapparat ist da-
mit kleiner als derjenige vieler Ministerien
in den Mitgliedsstaaten. Im Durchschnitt
beschäftigen die rund 25 Generaldirek-
tionen (GD; eine Art Mini-Ministerium)
… jeweils etwa 400 Mitarbeiter. Die
internen Policy Units die z. B. an … Pro-
grammen der sozialen Absicherung arbei-
ten, bestehen aus etwa 20 Personen«
(ebd.). Die Zahl der handelnden Personen
bleibt überschaubar, während das große
Arbeitspensum die »Chefs de Dossier«
von Policy Units dazu zwingt, sich »bei
der Erarbeitung von Grünbüchern (wel-
che ›das Problem‹ definieren), Weißbü-
chern (welche ›die Lösung‹ des Problems
präsentieren) und den konkreten Vor-
schlägen für Rechtsakte« externen Rats
zu bedienen.

Professionalisiertes, vernetztes
Soziallobbying

Die Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege reagieren auf die europäische
Herausforderung und ihre Chancen, in-
dem sie ihr Soziallobbying professionali-

sieren und Netzwerke bilden. Sie installie-
ren Europareferenten und Fachstellen, um
die Interessenvertretung in den relevanten
Gremien der Europäischen Union (Mini-
sterrat, Europäisches Parlament, Kommis-
sion, Wirtschafts- und Sozialausschuss
usw.) wie auf nationaler Ebene (Parla-
mentsausschüsse und Ministerien in Bund
und Ländern) zu gewährleisten und for-
cieren den Zusammenschluss von Nicht-
regierungsorganisationen (NGO) in trans-
nationalen, europaweiten Vereinigungen
und Netzwerken (Europäisches Armuts-
netzwerk; Europäische Runde Tisch der
Wohlfahrtsverbände usw.). Ziel ist es be-
reitgestellte Ressourcen optimal zu nutzen
und einen stärkeren Einfluss auf die sozi-
alpolitische Gestaltung des europäischen
Integrationsprozesses zu nehmen.

Insbesondere die kirchlichen Verbände
Caritas und Diakonie verfügen über eine
ausgebaute Infrastruktur zur direkten
Vertretung sozialer Interessen auf euro-
päischer Ebene. Sie unterhalten nicht nur
auf nationaler Ebene (Landes-, Diözesan-
oder Bundesebene) entsprechende Euro-
pareferate, sondern sind mit eigenständi-
gen Vertretungen in Brüssel präsent und
in einer Vielzahl verbandsübergreifender
und transnationaler Netzwerke eingebun-
den. Die Vielfalt der Organisationsfor-
men verbandlicher sozial(arbeits)politi-
scher Interessenvertretung in Europa soll
hier am Beispiel des Diakonischen Wer-
kes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land dargestellt werden.

Das Diakonische Werk verfügt in Brüs-
sel über eine eigenständige Repräsentanz
in Form der Dienststelle Brüssel als
Niederlassung des Diakonischen Werks
der Evangelischen Kirchen Deutschlands
e. V. und des EuropabüroDiakonieRegio-
nal (der Diakonischen Werke Rheinland,
Westfalen und Lippe) (EDR). Während
die Dienststelle Brüssel im Wesentlichen
klassische Lobbyarbeit leistet, ist das Eu-
ropabüroDiakonieRegional auf Service-
leistungen zur Information, Beratung und
Vertretung spezialisiert.

Zur Lobbyarbeit der Niederlassung des
Diakonischen Werkes der EKD gehört (1)
ein intensives Monitoring der sozialpoli-
tisch relevanten Politikprozesse im Sinne
eines Frühwarnsystems: Welche Themen
werden diskutiert? Welche sozialpoliti-
schen Ziele kristallisieren sich heraus?
Welche Entscheidungen stehen an? So-
dann finden (2) die üblichen Techniken
der Interessenvertretung Anwendung:
Stellungnahmen und Gutachten in Kon-
sultationsprozessen auf der Arbeitsebene
der EU-Kommission, Teilnahmen bei An-
hörungen im Europäischen Parlament,
Organisation von Fachgesprächen und
Tagungen, Jahresempfänge, informelle
Kontakte, Lobbybriefe usw. Dabei ist (3)
die generelle Strategie und Vorgehens-
weise mit der Verbandszentrale in
Deutschland (Berlin/Stuttgart) abzustim-
men; einerseits um die strategischen und
inhaltlichen Ziele der Lobbyarbeit festzu-
legen und andererseits um die Lobbyar-

Grafik: Verknüpfungsstruktur Sozialer Nicht-Regierungs-Organisationen am Beispiel der Diakonie
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beit in der Europäischen Union durch
entsprechende Einflussnahme auf die na-
tionale Regierung zu flankieren und so in-
direkten Einfluss zu organisieren.

Dagegen versteht sich das Europabüro-
DiakonieRegional in erster Linie als Ser-
viceagentur für ihre Mitglieder. Gegrün-
det und unterhalten durch die finanz- und
mitgliederstarken Diakonischen Werke
Rheinland, Westfalen und Lippe werden
seine Angebote inzwischen flächen -
deckend durch Diakonische Werke in der
Bundesrepublik in Anspruch genommen.
Zu seinen Leistungen zählen: das »Info-
gramm« als Informationsdienst für Lei-
tungskräfte, die Erschließung von Förder-
programmen für kirchliche und diakoni-
sche Arbeit (Förderbedingungen, Antrags-
fristen, Begleitung bei der Antragstel-
lung), EUBase als aktuelle Datenbank für
EU-Programminformationen (www.eu-
base.de – Datenbank der Evangelischen
Banken zu europäischen Förderprogram-
men), die Repräsentation regionaler dia-
konischer Interessen und Netzwerkarbeit
mit den Informations- und Verbindungs-
büros anderer Organisationen und der
Landesvertretungen (der Bundesländer)
in Brüssel.

Daneben fließen die Interessen des Di-
akonischen Werkes in die Arbeit des Eu-
ropabüros der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege
(BAGFW) ein. Das Europabüro der
BAGFW vertritt den Zusammenschluss
der sechs Spitzenverbände der Freien
Wohlfahrtspflege in Deutschland – Ar-
beiterwohlfahrt, Caritasverband, Deut-
sches Rotes Kreuz, Diakonie, Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband, Zentralwohl-
fahrtsstelle der Juden – gegenüber den
Institutionen der Europäischen Union.
Insbesondere hat die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
Sitz und Stimme im Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss, einem bera-
tenden Organ der Europäischen Union,
in welchem Arbeitgebervertreter, Arbeit-
nehmervertreter und andere Interessen-
gruppen eingebunden sind. Als Grün-
dungsmitglied ist die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
wiederum Teil des European Round Ta-
bel of Charitable Social Welfare Associa-
tions (ETWelfare), der als europäisches
Netzwerk mitgliedsstaatlicher Wohl-
fahrtsverbände die Interessen gemeinnüt-
ziger Anbieter sozialer Dienstleistungen
wahrnimmt.

Netzwerke von Netzwerken

Schließlich ist das Diakonische Werk
und diakonische Organisationen Mit-
glied in diversen transnationalen Netz-
werken Sozialer Arbeit in Europa (vgl.
Hamburger u. a. 2002). Grundsätzlich
gilt, dass mit Bezug auf die Organisatio-
nen Sozialer Arbeit eine zunehmende
Vernetzung auf europäischer Ebene zu
beobachten ist. Dies ist eine politisch ge-
wollte und geförderte Entwicklung.
»Lokale und regionale einerseits und eu-
ropäische Vernetzung andererseits wird
zum operativen Element des europäi-
schen Sozialmodells. Die Netzwerkar-
beit auf europäischer Ebene wird von
politischer Seite zum strategischen In-
strument der Sicherung von Innovation
und Effektivität und zur Realisierung
der ›offenen Methode der Koordinie-
rung‹. So wurde die Förderung der Netz-
werkarbeit der verschiedenen Akteure
Sozialer Arbeit als eigene Gemein-
schaftsaufgabe der Kommission defi-
niert.« (Ebd. S. 3 f.) Dabei geht es nicht
allein um die Weiterentwicklung der So-
zialen Arbeit selbst, sondern ebenso um
ihre Politik steuernde und gestaltende
Funktion.

Die Diakonie ist jenseits vielfältiger in-
formeller Kontakte und Austauschmög-
lichkeiten in unterschiedlichen Netzwer-
ken engagiert, die den Charakter von Al-
lianzen haben. Zu berücksichtigen sind
hier Eurodiaconia, als dem europäischen
Verband der Diakonie und die European
Platform of Social NGOs (Social Plat-
form), als ein transnationales Netzwerk
von Organisationen Sozialer Arbeit. Zu
Eurodiaconia haben sich 1996 prote-
stantische Kirchen, freie Wohlfahrtsein-
richtungen und ökumenische Non-Pro-
fit-Organisationen zusammengeschlos-
sen. Eurodiaconia hat aktuell 32
Mitglieder. Sie fördert Wissensaustausch
und Zusammenarbeit ihrer Mitglieder,
bringt Projekte und Partner zusammen
und beteiligt sich an der sozialpolitischen
Diskussion in Europa. Sie unterhält ih-
rerseits Beziehungen zu einer Vielzahl an-
derer zivilgesellschaftlicher Netzwerke
und Organisationen, die sich für ein soli-
darisches und gerechtes Europa einset-
zen. Dazu gehören: Caritas Europa,
EAPN (European Anti Poverty Net-
work), European Platform of Social
NGOs (Social Platform), Churches Com-
mission on Migrants in Europe (CCME),

Konferenz Europäischer Kirchen (KEK),
der Europäische Verband protestanti-
scher Entwicklungsorganisationen
(APRODEV) u. a. m.

Die Social Platform ist ein Netzwerk
von Netzwerken Sozialer Organisatio-
nen. Initiiert (1993) unter Federführung
des Europäischen Armutsnetzwerkes
(EAPN) wurde und wird die Institutiona-
lisierung dieses Netzwerks massiv durch
die Europäische Kommission unterstützt.
Die Social Platform besteht aus 38 festen
Mitgliedsorganisationen (vgl. Annual Re-
port 2006) und hat eine Reihe so genann-
ter assoziierter Mitglieder und Beobach-
ter. Sie verfügte 2006 über einen Etat von
890.616 Euro, der zu circa 75 Prozent
aus Fördermitteln der Europäischen
Kommission stammte (vgl. ebd.). Ziele
der Social Platform sind
• »Einflussnahme auf die Politikformu-

lierung und Implementation
• Aufbau und Pflege der Kooperation

zwischen sozialen NGO und den Insti-
tutionen der EU mit dem Ziel der Stär-
kung des zivilen Dialogs

• Aufbau und Pflege der Kooperation der
sozialen NGO, Förderung des Erfah-
rungs- und Informationsaustauschs

• Formulierung gemeinsamer Positionen
unter Respektierung der individuellen
Ziele ihrer Mitglieder

• Sensibilisierung und Mobilisierung der
Öffentlichkeit« (Hamburger 2002: S.
15).
Die Social Platform gestaltet sich als ein

besonders dichtes, vielfach verschachtel-
tes Netzwerk von Netzwerken. Durch
diese Organisationsform gelingt es ihr
»über 1.700 einzelne Organisationen«
(ebd. S. 12) einzubeziehen. Wie sich die-
ses mehrstufige Netzwerk von Netzwer-
ken zusammensetzt, lässt sich für die Di-
akonie gut am Beispiel des europäischen
Armutsnetzwerkes (EAPN) als einem be-
deutsamen (Gründungs-) Akteur inner-
halb der Social Platform beobachten (vgl.
Grafik Seite 109). Landesverbände und
Bundesverband der Diakonie sind über
die nationale Armutskonferenz Teil der
EAPN, welche wiederum Mitglied der
Social Platform ist. Gleichzeitig ist das Di-
akonische Werk über den transnationa-
len Zusammenschluss protestantischer
Organisationen vertreten, denn Eurodia-
conia ist selbst eine der 38 Mitgliedsorga-
nisationen der Social Platform. Schließ-
lich ist die Diakonie als Spitzenverband
der freien Wohlfahrtspflege auch über
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den europäischen Runden Tisch für
Wohlfahrtspflege (ETWelfare) und die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege eingebunden.

Resümee

Enge Vernetzung und Kooperation der
auf europäischer Ebene agierenden Orga-
nisationen Sozialer Arbeit und die Profes-
sionalität des Lobbyings scheinen gleich-
ermaßen Voraussetzungen für erfolgrei-
che Einflussnahme:
• Das jeweilige Politikfeld muss hinsicht-

lich der Politikinhalte wie der Positio-
nierung möglicher Gegner, Konkurren-

ten oder Verbündeter sorgfältig beob-
achtet werden (Monitoring).

• Das jeweilige Soziallobbying ist strate-
gisch zu planen und muss auf Kontinu-
ität hin angelegt sein; verfügbare Lob-
bytechniken sind einzusetzen und die
fachliche Qualität von Stellungnahmen
und Gutachten muss gewährleistet sein.
Die Wohlfahrtsverbände betreiben auf

diese Weise einen durchaus erfolgreichen
Beschaffungs- und Gesetzeslobbyismus.

Die fortschreitende Professionalisie-
rung des Verbandslobbyings verweist
aber auf ein Demokratiedefizit. Die di-
rekte Beteiligung von Betroffenen und ih-
rer Selbsthilfeorganisationen (insbesonde-
re aus dem Kreis der sogenannten Rand-

gruppen) bleibt defizitär. Angesichts der
Kosten, des Organisationsaufwands und
des erforderlichen Know-hows bleiben sie
weitgehend auf die advokatorische Ver-
tretung ihrer Interessen durch die Ver-
bände angewiesen. Diese bleiben heraus-
gefordert ihre Doppelfunktion als Anwalt
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ner Sache zu legitimierten. Auch Partizi-
pationsförderung gehört zu ihrem profes-
sionellen Mandat. ◆
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»Verlief die Verständigung zwischen Politik und Sozialarbeit früher über
Sprache, so sind jetzt Zahlen und Kennziffern gefragt.«

Hejo Manderscheid, Direktor des Diözesancaritasverbandes Limburg e. V.

»Keine Regierung und keine Bataillone vermögen
Recht und Freiheit zu schützen, wo der Bürger nicht imstande ist,
selber vor die Haustüre zu treten und nachzusehen, was es gibt.«

Gottfried Keller, schweizerischer Schriftsteller (1819–1890)

»Folgen wir nur der Tradition, lebten wir
noch immer in Höhlen, folgten wir dem 
Fortschritt, wäre dies bald wieder der Fall.«

Leszek Kolakowski, polnischer Philosoph (geb. 1927) 

»Würdest du mir bitte sagen,
wie ich von hier aus weitergehen soll?
Das hängt zum großen Teil davon ab,
wohin du möchtest, sagte die Katze.«

Lewis Caroll, Alice im Wunderland (1865)

»Wenn wir Menschlichkeit wollen,
müssen wir menschliche Verhältnisse schaffen.«

Bertolt Brecht, deutscher Schriftsteller (1898–1956)

»Freie Wohlfahrtspflege ist die Wohlfahrtspflege solcher Träger,
die nicht Gebietskörperschaften sind und auch nicht deren Weisungen

in Zweck- und Zielsetzung unterworfen sind.«

Aus der Satzung der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege e. V.

»Der Mensch ist von Natur ein Gemeinschaft bildendes Wesen.«

Aristoteles, griechischer Philosoph (384–322 v.Chr.)
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